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Die Stabstelle wird auf Landes- und Bundes ebene,
im Europäischen Raum und international den weite-
ren Prozess begleiten und interessierte Bürgerinnen
und Bürger über das VN-Übereinkommen informie-
ren und beraten. 

Darüber hinaus plant die Hessische Landes regie-
rung eine Vielzahl von Veranstaltungen, um auf 
die Rechte von Menschen mit Behin derungen 
aufmerksam zu machen. 

Mit dem VN-Übereinkommen werden die Rech te
von Menschen mit Behinderungen als allgemeine
Menschenrechte anerkannt. Die schrit tweise Umset-
zung des Übereinkommens stellt eine Aufgabe der
gesamten Gesellschaft dar. 

Der Abbau von Barrieren überall in der Gesell schaft
sichert nicht nur Menschen mit Behin derungen die
Teilhabe am Leben in der Gesell schaft, sondern unter-
stützt alle Menschen, die Angebote des öffentlichen
Lebens wahrnehmen zu können. 

Die Politik von und für Men schen mit Behinderun-
gen in Hessen führt da mit ihre Vorreiterrolle bei 
der Beseitigung von Barrieren fort.
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ARTIKEL 3 ABSATZ 3 DES 

GRUNDGESETZES DER BUNDESREPUBLIK

DEUTSCHLAND BESAGT: 

NIEMAND DARF WEGEN 
SEINER BEHINDERUNG 
BENACHTEILIGT WERDEN.

Damit Menschen mit Behinderung nicht von der
Teilhabe an den Angeboten des öffentlichen Lebens
ausgegrenzt werden, müssen diese so gestaltet sein,
dass sie für alle Menschen mit Behinderung erreich-
bar und nutzbar sind. 

Im Dezember 2006 haben die Vereinten Nati onen
(VN) in New York das Übereinkommen über die
Rechte von Menschen mit Behin derun gen verab-
schiedet. 

Deutschland ist dem Übereinkommen als einer der
ersten Staaten im März 2007 beigetreten. Seit dem
26. März 2009 ist das Übereinkommen für Deutsch-
land gültig. Das Übereinkommen garantiert allen
Menschen mit Behinderungen die gleichen Rechte
wie Menschen ohne Behinderungen.

Die Hessische Landesregierung hat beschlossen
das Übereinkommen zu unterstützen. 

Am 3. Januar 2011 hat im Hessischen Sozial minis te-
rium eine Stabsstelle zur Umsetzung des Überein-
kommens ihre Arbeit aufgenommen. Als Ansprech-
partner steht sie den Verbänden für Menschen mit
Behin de run gen, aber auch jeder Bürgerin und jedem
Bür ger für Fragen und Anregungen offen. 

Auf der Grundlage eines Beschlusses des Hes sischen
Landtags im Jahr 2009 zur Um setzung des Überein-
kommens in Hessen entwickeln das Hessische Sozial-
ministerium und das Hes sische Kultusministerium
derzeit einen Hes sischen Aktionsplan.

Alle hessischen Verbände von Menschen mit 
Behinderungen sind aktiv daran beteiligt.

Auch viele andere Gruppen und Einzelpersonen 
des öffentlichen Lebens tragen zum Hessischen
Aktionsplan bei. 

Zehn Prozent aller hessischen
Bürgerinnen und Bürger in Hessen
leben nach der amtlichen Statistik
mit körperlichen, geistigen oder
seelischen Behin derungen. Die
Hessische Landesregierung setzt
sich seit vielen Jahren und durch
nachhaltiges Engagement dafür
ein, dass persönliche Handicaps
nicht als Barrieren in unserer Ge-
sellschaft empfunden werden.

Seit dem 26. März 2009 ist das Übereinkommen der
Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit
Behinderungen (VN-Konvention) in Deutschland gültig.
Hessen hat die Umsetzung der Konvention von Beginn
an unterstützt. Bundesweit einmalig ist im Hessischen
Sozialministerium eine Stabsstelle zur Umsetzung der
VN-Konvention eingerichtet worden, die den Prozess in
Hessen, mit dem Bund und europa weit koordiniert und
jeder hessischen Bürgerin und jedem hessischen Bür-
ger für Fragen zur Konven tion offen steht. 

Ich bin sehr zuversichtlich, dass die Stabsstelle auch
einen wesentlichen Beitrag für die Entwicklung eines
gemeinsamen gesellschaftlichen Bewusstseins zur
Überwindung noch vorhandener „Barrieren im Kopf“
leisten wird. Auf dem Weg in eine „inklusive“ Gesell-
schaft, in der Menschen mit und ohne Behinderungen
gleichberechtigt und selbstbestimmt miteinander
leben können, ist das Engagement der gesamten
Gesellschaft gefragt. Ich lade alle Bürgerinnen und
Bürger in Hessen ein, an diesem Prozess teilzuhaben
und ihn zu unterstützen.

Stefan Grüttner
Hessischer Sozialminister 


